
Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 6 

gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Die diesjährige Hauptversammlung soll die Heidelberger Beteiligungsholding AG wieder ermächtigen, 
eigene Aktien zu erwerben. Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll bis zum 09. Mai 2021 
befristet werden und damit den gesetzlichen Rahmen von fünf Jahren für solche Ermächtigungen 
nutzen und so der Gesellschaft den damit verbundenen Gestaltungsspielraum erschließen. Der 
Erwerb der eigenen Aktien kann als Kauf über die Börse oder mittels eines öffentlichen Kaufangebots 
oder mittels an alle Aktionäre gerichteter öffentlicher Einladung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
erfolgen und kann durch die Gesellschaft selbst oder durch von der Gesellschaft im Sinne von 
§ 17 AktG abhängige Konzernunternehmen oder für ihre Rechnung durch Dritte durchgeführt werden. 

Überschreitet im Fall des Erwerbs eigener Aktien über ein an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichtetes öffentliches Erwerbsangebot oder eine Verkaufsaufforderung die Anzahl der angedienten 
beziehungsweise angebotenen Aktien das zum Erwerb vorgesehene Rückkaufvolumen, erfolgt die 
Annahme unter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach dem Verhältnis der 
Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien, um 
das Zuteilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient auch die Möglichkeit der 
bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück Aktien je Aktionär.  

Die Möglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien dient der erneuten vereinfachten 
Mittelbeschaffung. Nach dem KonTraG kann die Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer 
anderen Form der Veräußerung als über die Börse oder ein Angebot an alle Aktionäre ermächtigen. 
Voraussetzung ist dabei, dass die eigenen Aktien entsprechend der Regelung in § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis im Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit einer solchen Veräußerung liegt im Interesse der 
Gesellschaft. Sie erlaubt insbesondere eine schnelle und kostengünstigere Platzierung der Aktien als 
deren Veräußerung nach den Regeln der Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre. Der 
Vorstand denkt hierbei konkret an Platzierungen bei institutionellen Anlegern und bei Anlegern mit 
unternehmerischem Beteiligungsinteresse. 

Die Gesellschaft soll weiter ermächtigt werden, erworbene Aktien Dritten anzubieten und zu 
übertragen, soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände zu erwerben oder 
Unternehmenszusammenschlüsse durchzuführen, die erworbenen Aktien somit als Gegenleistung bei 
den vorgenannten Arten von Geschäften zu verwenden. Durch die Möglichkeit, eigene Aktien als 
Akquisitionswährung zu nutzen, erhält die Gesellschaft die notwendige Flexibilität, sich bietende 
Gelegenheiten zu Beteiligungserwerben erfolgreich ausnutzen zu können, ohne den zeit- und 
kostenaufwendigeren Weg über eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals zu gehen. Die 
Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt 
werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft 
leiten lässt. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelationen sicherstellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Hierbei wird der Vorstand auch den 
Börsenkurs der Aktie der Heidelberger Beteiligungsholding AG berücksichtigen, jedoch ist eine 
schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs hierbei nicht vorgesehen, insbesondere damit einmal 
erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des Börsenkurses nicht wieder infrage gestellt 
werden können. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Auch soll die Heidelberger Beteiligungsholding AG berechtigt sein, eigene Aktien ohne erneuten 
Beschluss der Hauptversammlung einziehen können. Der Vorstand sieht die Möglichkeit, erworbene 
eigene Aktien einzuziehen, als eine Alternative. Insbesondere soweit die Anschaffungskosten unter 
dem Unternehmenswert liegen, würde eine Einziehung eigener Aktien zu Gunsten der Aktionäre 
vorteilhaft sein. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung stellt sicher, dass die Anzahl der nach Tagesordnungspunkt 6 lit. f) 



und lit. g) unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen oder veräußerten eigenen Aktien zusammen mit anderen 
eigenen Aktien, die in direkter oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift während der 
Wirksamkeit der Ermächtigung ausgegeben oder veräußert wurden, die Grenze von 10% des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt der Verwendung der eigenen Aktien nicht übersteigt. Anzurechnen sind 
außerdem Aktien, die zur Bedienung von Options- und/oder Wandelanleihen auszugeben sind, sofern 
diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit der vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben werden. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils im Nachgang über die 
Ausnutzung der Ermächtigung Bericht erstatten. 

 


